
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, den 25. Juni 2010 

 
 
 

Mandantenbrief Juli 2010 
 

Sehr geehrte Mandanten, 
 

anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Allgemein 

· Steuerhinterziehung | Länder wollen Selbstanzeige einschränken  
 
Einkommensteuer 

· 1 %-Regel bei privater Nutzung mehrerer betrieblicher Fahrzeuge  

 
Umsatzsteuer 

· Zusammenfassende Meldung muss ab Juli 2010 früher abgegeben werden 

· Seeling Modell für Altobjekte bis nach dem 31.12.2010 verlängert 
 
 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
 
 
 

Termine 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung Juli und August 2010 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 12.7.20101 10.8.20102 
Umsatzsteuer 12.7.20103 10.8.20104 
Ende der Schonfrist   Überwei-
sung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

15.7.2010 13.8.2010 

9.7.2010 6.8.2010 

Gewerbesteuer Entfällt 16.8.2010 
Grundsteuer Entfällt 16.8.2010 
Ende der Schonfrist   Überwei-
sung 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

Entfällt 
 

Entfällt 

19.8.2010 
 

12.8.2010 

Sozialversicherung7 28.7.2010 27.8.2010 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertrag-

steuer sowie der darauf entfallende Solida-
ritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3  Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfrist-

verlängerung) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 26.7./25.8.2010) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch 
extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 



 

Allgemein 
Steuerhinterziehung | Länder wollen Selbstanzeige einschränken  

Nach dem Willen Bayerns und Baden-Württembergs sollen die Möglichkeiten von Steuersündern stark 
eingeschränkt werden, sich mit einer Selbstanzeige vor Strafe zu schützen. 
 
Die «Stuttgarter Nachrichten» (21.6.2010) berichteten vorab unter Berufung auf ein vertrauliches Pa-
pier der baden-württembergischen Landesregierung, beide Länder wollten am Donnerstag im Finanz-
ausschuss des Bundesrats vorschlagen, künftig solle es nicht mehr möglich sein, dass Steuersünder 
die Selbstanzeige erst stellen, wenn die Steuerfahnder klingeln. Stattdessen solle die Möglichkeit der 
Selbstanzeige erlöschen, sobald die Behörden dem Steuerflüchtling die Prüfung ankündigen. 
 
Außerdem sollten Steuersünder nicht mehr straffrei ausgehen, wenn sie bei einer Prüfung durch die 
Finanzbehörden nicht entdeckt wurden, sich später dann aber doch zur Selbstanzeige entschließen, 
schrieb das Blatt. Wer sich nur scheibchenweise offenbare, weil er die Entdeckung fürchtet, könne 
nicht in den Genuss von Straffreiheit kommen. 
 
Im Zusammenhang mit dem Kauf von Daten deutscher Steuersünder in der Schweiz war die Zahl der 
Selbstanzeigen zuletzt weiter gestiegen. 
Seit Februar dieses Jahres haben sich der Zeitung zufolge allein in Baden-Württemberg rund 5900 
Steuersünder selbst angezeigt. 

Einkommensteuer 
Teilbetriebsveräußerung nur bei vollständiger Aufgabe der Tätigkeit 
Nach der neueren Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs erfordert die Anerkennung einer Teilbe-
triebsveräußerung u. a. die vollständige Aufgabe der bisher ausgeübten Tätigkeit im Bereich des ver-
äußerten Teilbetriebs. Mit dieser grundsätzlichen Aussage lehnt es der Bundesfinanzhof ab, die Ver-
äußerung einer von drei Windkraftanlagen als Teilbetriebsveräußerung anzuerkennen. 
Der Tätigkeitsbereich der zwei verbleibenden Windkraftanlagen unterscheidet sich nicht von dem der 
veräußerten Anlage. Mit den verbleibenden Anlagen werden am Markt auch keine anlagenspezifi-
schen abgrenzbaren Leistungen gegenüber der veräußerten Anlage angeboten. Die mit der veräußer-
ten Windkraftanlage verbundene Tätigkeit der Stromerzeugung ist mit den verbliebenen Anlagen fort-
gesetzt worden. 

Bei privater Nutzung mehrerer betrieblicher Fahrzeuge durch ausschließlich eine Person ist die 
1 %-Regel für jedes Fahrzeug anzuwenden 
Für die Bewertung der privaten Nutzung eines betrieblichen Kfz stehen dem Unternehmer zwei Me-
thoden zur Verfügung, nämlich die Führung eines Fahrtenbuchs oder die sogenannte 1 %-Regel. Hat 
ein Unternehmer mehrere Fahrzeuge im Betriebsvermögen, die er alle und ausschließlich allein ohne 
Führung eines Fahrtenbuchs auch privat nutzt, ist die 1 %-Regel fahrzeugbezogen, also mehrfach 
anzuwenden. Dies kann teuer werden, wie folgendes Beispiel zeigt: 
Ein Unternehmensberater hielt durchgängig zwei, teilweise sogar drei Kfz in seinem Betriebsvermö-
gen, die ausschließlich er auch privat nutzte. Ein Fahrtenbuch führte er nicht. In seiner Einkommen-
steuererklärung ermittelte er den privaten Nutzungsanteil für nur ein Fahrzeug. Nach einer Außenprü-
fung änderte das Finanzamt die Einkommensteuerbescheide und setzte für alle Fahrzeuge private 
Nutzungsanteile nach der 1 %-Regel an. Der Unternehmensberater wehrte sich erfolglos gegen das 
Finanzamt und musste für jedes Kfz für jeden Kalendermonat 1 % des inländischen Listenpreises 
zuzüglich der Kosten für Sonderausstattungen einschließlich der Umsatzsteuer als privaten Nut-
zungsanteil ansetzen. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
Hinweis: Die bisherige Vereinfachungsregel, dass in solchen Fällen die private Nutzung nur für das 
teuerste Fahrzeug anzusetzen war, ist damit entfallen. 

Umsatzsteuer 
Zusammenfassende Meldung muss ab Juli 2010 früher abgegeben werden 
Am 1. Juli 2010 tritt eine neue Vorschrift in Kraft, die die Vorgaben der EU umsetzt und die Frist zur 
Abgabe der Zusammenfassenden Meldungen bei innergemeinschaftlichen Warenlieferungen und 
Lieferungen erheblich verkürzt. 



 
Ein Unternehmer muss bis zum 25. Tag nach Ablauf jedes Kalendermonats (Meldezeitraum), in dem 
er innergemeinschaftliche Warenlieferungen ausgeführt hat, dem Bundeszentralamt für Steuern eine 
Meldung (Zusammenfassende Meldung) nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz übermitteln, in 
der er die entsprechenden Angaben zu machen hat. Eine Fristverlängerung gibt es nicht. 
Soweit die Summe der Bemessungsgrundlagen für innergemeinschaftliche Warenlieferungen weder 
für das laufende Kalendervierteljahr noch für eines der vier vorangegangenen Kalendervierteljahre 
jeweils mehr als 50.000 Euro beträgt, kann die Zusammenfassende Meldung bis zum 25. Tag nach 
Ablauf des Kalendervierteljahres übermittelt werden. 
Übersteigt die Summe der Bemessungsgrundlage für innergemeinschaftliche Warenlieferungen und 
für Lieferungen im Laufe eines Kalendervierteljahres 50 000 Euro, hat der Unternehmer bis zum 25. 
Tag nach Ablauf des Kalendermonats, in dem dieser Betrag überschritten wird, eine Zusammenfas-
sende Meldung für diesen Kalendermonat und die bereits abgelaufenen Kalendermonate dieses Ka-
lendervierteljahres zu übermitteln. 
Vom 1. Juli 2010 bis zum 31. Dezember 2011 tritt an die Stelle des Betrags von 50.000 EUR der Be-
trag von 100.000 EUR. 
Für Unternehmer, die im übrigen Gemeinschaftsgebiet steuerpflichtige sonstige Leistungen ausgeführt 
haben, für die sie für in einem anderen Mitgliedstaat ansässige Leistungsempfänger die Steuer dort 
schulden, gilt ähnliches. 
Hinweis: Falls Dauerfristverlängerung zur Abgabe der Umsatzsteuervoranmeldungen beantragt wor-
den ist, fallen die Abgabefristen auseinander. Betroffene Unternehmen müssen ab Juli 2010 die Buch-
führungsunterlagen erheblich früher bei ihrem Steuerberater einreichen. 
 
Seeling Modell für Altobjekte bis nach dem 31.12.2010 verlängert: 
DStV begrüßt Vertrauensschutz für Bauherren - Forderung des Verbandes umgesetzt  
Deutscher Steuerberaterverband e. V., Pressemitteilung vom 27.05.2010 
Private Unternehmer und Kommunen, die sich derzeit als Bauherren betätigen, können aufatmen: Der 
vorliegende Regierungsentwurf zum Jahressteuergesetz 2010 gewährt im Rahmen der Einschrän-
kung eines vollen Vorsteuerabzugs bei gemischt-genutzten Gebäuden eine angemessene Über-
gangsfrist. Anderenfalls wären viele aktuelle Bauprojekte akut gefährdet. 
Hintergrund ist die verpflichtende Umsetzung der europäischen Mehrwertsteuer-Richtlinie, die es ab 
2011 nicht mehr erlaubt, bei der Anschaffung oder Herstellung von Gebäuden die volle Umsatzsteuer 
zurückzuerlangen, soweit die Immobilie nicht gänzlich für umsatzsteuerpflichtige Zwecke verwendet 
wird. Allerdings erfolgt in diesen Fällen bereits nach derzeitiger Rechtslage eine Korrektur dieser Er-
stattung über einen Zeitraum von zehn Jahren. 
Dem kam die Bundesregierung nunmehr nach, indem die neue Regelung des § 15 Abs. 1b UStG-E 
nicht auf Gebäude angewendet werden soll, deren Anschaffung oder Beginn der Herstellung vor dem 
1. Januar 2011 liegt. 


